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Das Verkehrssicherheitsprogramm der DDR vom 16. Ja­
nuar 1986 orientiert im Interesse von Leben und Gesundheit 
der Bürger und des Schutzes volkswirtschaftlicher Werte auf 
erhöhte Anforderungen an die Bildung, Erziehung und Auf­
klärung der Verkehrsteilnehmer, auf die Verbesserung der 
Befahrbarkeit der Straßen und der Verkehrsorganisation, die 
Gewährleistung der Verkehrs- und Betriebssicherheit der 
Straßenfahrzeuge sowie auf die weitere Aktivierung der ge­
sellschaftlichen Mitarbeit, die staatliche Leitung der komple­
xen Verkehrsunfallverhütung und die Verkehrssicherheits­
forschung.1 Dieses gesamtgesellschaftliche Anliegen bestimmt 
auch die Gerichte bei der Gestaltung einer wirksamen, vor­
beugenden Rechtsprechung und der damit verbundenen Aus­
wertung von Strafverfahren in Verkehrssachen. Die Wirk­
samkeit dieser Verfahren hängt vor allem auch davon ab, wie 
das grundlegende Prinzip des sozialistischen Straf- und Straf­
verfahrensrechts durchgesetzt wird, daß eine Person nur in 
strikter Übereinstimmung mit dem Gesetz strafrechtlich ver­
folgt und zur Verantwortung gezogen werden darf (Art. 99 
Verfassung; Art. 4 Abs. 3 StGB).

Zur Beweisführung und Wahrheitsfindung 
in Verkehrsstrafsachen

Die Tätigkeit der Untersuchungsorgane, der Staatsanwalt­
schaft und der Gerichte wird davon bestimmt, daß die Be­
weisführung ausschließlich mit gesetzlich zulässigen Beweis­
mitteln zu erfolgen hat. Dies schließt Wissenschaftlichkeit 
und Unvoreingenommenheit als Ausdruck von Parteilichkeit 
und Objektivität in der Beweisführung sowie die Beweisfüh­
rungspflicht der Rechtspflegeorgane und schließlich die Un­
mittelbarkeit der gerichtlichen Beweisaufnahme ein (§§ 8, 
22 ff., 51, 222 ff. StPO).

In Verkehrsstrafsachen, insbesondere bei Straftaten der 
Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls (§ 196 StGB), 
ist es nicht selten kompliziert, den Sachverhalt aufzuklären 
und unter Beachtung strafprozessualer Beweisprinzipien rich­
tig festzustellen. Das ergibt sich bereits aus der Art und Weise 
des Handlungsablaufs. Das Unfallgeschehen deutet sich in 
der Regel nicht an, sondern vollzieht sich in sehr kurzen Zeit­
räumen, meist innerhalb weniger Sekunden. Wegen dieser 
Dynamik des Verkehrsablaufs ist es mitunter schwierig, die 
Pflichtenlage der Unfallbeteiligten exakt festzustellen. Des­
halb sind besonders bei schweren Verkehrsunfällen die we­
sentlichen Beweistatsachen gleich von der Unfallaufnahme 
durch die Verkehrspolizei an sorgfältig herauszuarbeiten.

Die kritische Überprüfung der Unterlagen der Verkehrs­
unfallaufnahme (Verkehrsunfallanzeige, Unfallortbefundsbe­
richt, Unfallskizze, Fotografien vom Unfallort, Befragungen 
der Unfallbeteiligten u. a.) ist die erste wichtige Aufgabe der 
Gerichte im Hauptverfahren. Sind jedoch die Unfallunterla­
gen ungenau oder unvollständig, dann ist deren Verwendung 
zu Beweiszwecken unzulässig. Bei Überprüfungen stellte sich 
heraus, daß Fotografien der Unfallaufnahme nicht mehr den 
Standort der Unfallfahrzeuge unmittelbar nach dem Unfall, 
sondern einen bereits wesentlich veränderten Standort Wie­
dergaben, ohne daß diese Veränderung in den Unterlagen 
vermerkt war. So war z. B. in einem Fall das Unfallfahrzeug 
nach Angaben von Anwesenden im Rahmen der Unfallauf­
nahme wieder an die vermutliche Unfallstelle gebracht und 
dort fotografiert worden. Es fehlte jedoch der Vermerk, daß 
es sich bei den Fotografien bereits um die Wiedergabe einer 
sog. Rekonstruktion handelt.

Sind Unfallskizzen nicht maßstabgerecht, ergeben sie ein 
falsches Bild von der Unfallsituation. Wesentlich für die Be­
urteilung der Pflichtenlage sind auch Maßangaben über Ent­
fernungen zwischen der Unfallstelle und den nächstliegenden 
Kreuzungen oder Einmündungen. Sachliche Beweismittel von 
der Unfallstelle (z. B. Blutspuren, Glassplitter, Lacksplitter) 
sind nicht nur in den Unterlagen zu vermerken, sondern auch 
zu sichern. Ebenso sind andere Spuren (Kratzspuren, Fahr­
oder Bremsspuren) so ordnungsgemäß zu dokumentieren, daß 
sie später im Strafverfahren dem Unfallgeschehen richtig zu­
geordnet werden können.

Beurteilung der Aussagen von Zeugen 
eines Verkehrsunfalls

Für die Feststellung der Wahrheit bei schweren Verkehrsun­
fällen ist es bedeutsam, Zeugenaussagen kritisch auf ihre 
Übereinstimmung mit dem tatsächlichen Geschehen zu über­
prüfen. Dabei darf nicht außer acht gelassen werden, daß die 
Qualität der Aussage eines Menschen bedingt ist durch die 
Exaktheit der Wahrnehmung, die Erinnerung an das Wahr­
genommene und die Genauigkeit der Wiedergabe des Erinner­
ten. Auf allen drei Ebenen kann es zu erheblichen Beeinträch­
tigungen kommen. Das bezieht sich im Zusammenhang mit 
Verkehrsunfällen vor allem auf Entfernungs- und Geschwin­
digkeitsangaben, die überwiegend auf Schätzungen beruhen 
und damit Abweichungen nach oben und unten nicht aus­
schließen. In Übereinstimmung mit den vielfältigen Erfah­
rungen der Praxis muß eine in derartigen Situationen häufig 
vorhandene Ungenauigkeit menschlicher Wahrnehmungen 
einkalkuliert werden. Eine lebensnahe Prüfung des Sachver­
halts muß daher die Möglichkeit von Wahrnehmungsfehlern 
einschließen.1 2 3

Auch dem sich möglicherweise im Laufe des Verfahrens 
verändernden Inhalt von Aussagen ist nachzugehen. Häufig 
entsprechen die ersten, meist kurze Zeit nach dem Unfall ge­
machten Aussagen weitgehendst dem tatsächlichen Verhalten 
der Unfallbeteiligten, da sie unter dem unmittelbaren Ein­
druck des Unfallgeschehens und noch ohne (bewußte oder 
unbewußte) Zweckmäßigkeitserwägungen gemacht werden. 
So erklärte z. B. in einem Verfahren die im Pkw mitfahrende 
Ehefrau des Angeklagten in ihrer ersten Vernehmung nach 
dem Unfall wiederholt, daß sie sich bei der zur Nachtzeit 
durchgeführten Fahrt nicht auf den Verkehrsablauf vor dem 
Unfall konzentriert habe (auch wegen der Beschäftigung mit 
den ebenfalls im Pkw mitfahrenden Kindern). In der Haupt­
verhandlung sagte sie dagegen aus, sie habe sich auf die 
Fahrbahn konzentriert und ebenfalls die Geschädigte zum 
Zeitpunkt der Einleitung des zum Unfall führenden Über­
holvorgangs nicht auf der Fahrbahn gesehen. Diese Aussage 
sollte offensichtlich den Angeklagten entlasten und durfte 
wegen ihrer Widersprüchlichkeit zur ersten Aussage beweis­
mäßig nicht verwertet werden. Erforderlich ist es in solchen 
Fällen, alle wesentlichen Aussagen gemäß § 225 StPO in die 
gerichtliche Beweisaufnahme und deren zusammenhängende 
Würdigung einzubeziehen.3

Ein wichtiger Gesichtspunkt für die Bewertung des In­
formationsgehalts einer Zeugenaussage ist die Tatortnähe des 
Zeugen. Die Wahrnehmungen eines unmittelbar am Unfallort 
befindlichen Zeugen sind in der Regel als wesentlich sicherer 
zu beurteilen als die von einem weit entfernt stehenden Zeu­
gen.

Zu beachten ist besonders bei schweren Verkehrsunfällen, 
daß bei nicht wenigen Zeugen, die erst durch die mit dem 
Unfall (Zusammenstoß) verbundenen Geräusche auf das kon­
krete Verkehrsgeschehen aufmerksam wurden, der Eindruck 
entsteht, auch die vor dem Unfall liegende Verkehrssituation 
in ihrer Entwicklung bis zum Unfall exakt wahrgenommen zu 
haben. Diese Zeugen sind daher immer danach zu befragen, 
ab wann sie tatsächlich eigene Wahrnehmungen getroffen ha­
ben.

Rekonstruktionen und Gutachten

Die mit Aussagen zwangsläufig verbundenen Wahrneh­
mungsunsicherheiten und die nur begrenzt vorhandenen 
objektiven Beweismittel erfordern bei schweren Verkehrs­
unfällen immer wieder, die Notwendigkeit einer Rekonstruk-

1 Das Verkehrssicherheitsprogramm zur weiteren Erhöhung der Ord­
nung, Sicherheit und Flüssigkeit im Straßenverkehr der DÖR vom 
16. Januar 1986 ist veröffentlicht in: Der Deutsche Straßenverkehr 
1986, Nr. 3, S. 4 ff.

2 OG, Urteil vom 18. September 1986 - 3 OSK 12/86.
3 OG, Urteil vom 11. November 1986 - 3 OSK 19/86.


